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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 06.03.2007 

Vorlage Nr. 07-F-01-0021

Psychotherapeutische Beratungsstelle für Frauen mit Migrationshintergrund
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 26.02.2007 -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, dem Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung 
und Integration einen Bericht über die Entwicklung zur Einrichtung einer 
psychotherapeutischen Beratungsstelle für Frauen mit Migrationshintergrund beim 
Gesundheitsamt zu geben. Insbesondere soll berichtet werden, ob und in welchem Umfang 
im neuen Gesundheitsstandort für diese Beratungsstelle Raumkapazitäten vorgesehen sind.

Beschluss Nr. 0026
 
Der Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 26.02.2007 betr.

Psychotherapeutische Beratungsstelle für Frauen mit Migrationshintergrund

wird von Seiten der antragstellenden Fraktion durch den ausführlichen mündlichen Bericht von 
Frau Rudolph (Dezernat VII) als erledigt betrachtet.
 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .03.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Spruch
Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .03.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .03.2007
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Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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